
 
 

 

 
 
 

Ständerats-Kommission: Generalangriff auf Umweltschutzrecht!  
 

Nicht genug Schaden für Fische und Gewässer im Hitzesommer 2022! Jetzt ver-

setzt die Umweltkommission des Ständerates der Natur einen zweiten harten 

Schlag: Sie fordert faktisch die Aufhebung aller Umweltbestimmungen und insbe-

sondere der Restwasservorschriften. Der Schweizerische Fischerei-Verband SFV 

erwartet vom Ständerat staatspolitische Verantwortung – und damit die Korrektur 

der masslosen Entgleisungen der eigenen Kommission.   

 

Ohne Restwasser keine Fische und keine natürlichen Gewässer! Dieses Prinzip 

leuchtet jedem Kind ein. Deshalb wurden minimale Mengen von Restwasser bei allen 

Wasserkraftwerken gesetzlich verankert. Genau diese Vorschriften will jetzt aber die 

Umwelt- und Energiekommission des Ständerates aushebeln. 

 

Putsch gegen den Gewässerschutz 

Im Rahmen der Beratung über die Revision des Energie- und des Stromversorgungs-

gesetzes hat die Kommission beschlossen, die minimalen Restwasserbestimmungen 

bis ins Jahr 2035 weitgehend auszuhebeln. Der Schweizerische Fischerei-Verband 

kritisiert diesen Entscheid in aller Schärfe. „Das ist ein eigentlicher Putsch gegen das 

Gewässerschutzgesetz“, sagt Zentralpräsident Roberto Zanetti. Der Putsch verstosse 

gegen Treu und Glauben und den vor elf Jahren geschmiedeten Gewässerschutz-

kompromiss, der zum Rückzug der Fischer-Initiative geführt hatte. Zudem massakriert 

dieses Aushebeln die gemeinsame Erklärung des Runden Tisches Wasserkraft an 

dem sich Wasserkraftbranche, Kantone, Bund und Umweltorganisationen einigen 

konnten 

 

Im Extremfall alle Kräfte mobilisieren 

Die von der Kommission beabsichtigte Sistierung der Restwasserbestimmungen für 

die nächsten 13 Jahre wäre ein unverzeihlicher Kahlschlag an der Natur. „Die kleine 

Menge an zusätzlicher Energie steht in keinem Verhältnis zum ökologischen Total-

schaden, den man anrichten würde“, so Zanetti. Es dürfe nicht sein, dass die Natur 

kaltschnäuzig auf dem Altar einer minimen Zusatzproduktion von Energie geopfert 

werde.  

Dieser Generalangriff auf sämtliche Umweltbestimmungen und insbesondere den Ge-

wässerschutz könnten die Fischerinnen und Fischer nicht akzeptieren. Falls es nötig 

wird, ist der Schweizerische Fischerei-Verband bereit, alle nötigen Kräfte zu mobilisie-

ren, um den Totalschaden zu verhindern.  

Vorerst aber hofft der Schweizerische Fischerei-Verband auf die ökologische Sensibi-

lität und das staatspolitische Verantwortungsgefühl des Ständerates. Es ist zu hoffen, 

dass im Ratsplenum doch noch politische Vernunft und Verhältnismässigkeit einkeh-

ren. 

 

Befristete Reduktion der Restwassermenge - zähneknirschend 

Der Schweizerische Fischerei-Verband hat die vom Bundesrat geplante, zeitlich be-

fristete Erhöhung der Winterproduktion bei Wasserkraftwerken zähneknirschend und  



 
 

 

 

 

widerwillig zur Kenntnis genommen.  „Die sehr geringe Mehrproduktion steht in einem 

krassen Missverhältnis zu den ökologischen Risiken!“, so Zanetti. Weitergehende An-

griffe auf die minimalen Restwasserbestimmungen sind weder nötig noch akzeptabel. 

 

 

 

 

 


